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Bericht zur Stabstelle Windenergie
Sitzung des AWIKE am 2. Oktober 2024

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

hiermit übersende ich Ihnen den erbetenen Bericht der Landesregierung
zur Stabstelle Windenergie mit der Bitte um Weiterleitung an die Mitglie-
der des Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie.

Mit freundlichen Grüßen

Oliver Krischer
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Ein Großraum- und Schwertransport (GST) überschreitet die zulässigen Maße und Ge-
wichte. Daher bedürfen solche Transporte sowohl einer fahrzeugtechnischen Ausnahme-
genehmigung nach § 70 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) als auch einer
Erlaubnis beziehungsweise Ausnahmegenehmigung nach den §§ 29 Absatz 3 und 46
Absatz 1 Nummer 5 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO).

Die Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 erteilt die Straßenverkehrsbehörde, in deren Bezirk der
erlaubnispflichtige Verkehr beginnt oder die Straßenverkehrsbehörde, in deren Bezirk
das den Transport durchführende Unternehmen seinen Sitz oder eine Zweigniederlas-
sung, bei der eine Pflicht zur Eintragung in das Handels-, Genossenschafts- oder Part-
nerschaftsregister besteht, hat.

Im Erlaubnisverfahren werden die vom Transport betroffenen Straßenverkehrsbehörden
und in weiteren Unteranhörungen alle beteiligten Stellen (Autobahngesellschaft des Bun-
des, Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Polizeibehörden etc.) angehört.
Die zuständige Erlaubnis- und Genehmigungsbehörde (EGB) erteilt nach dem Anhörpro-
zess die Erlaubnis mit entsprechenden Auflagen für den Transport und die notwendigen
verkehrsrechtlichen Anordnungen, die entsprechend umzusetzen sind.

Die Anträge für die Erlaubnis beziehungsweise Ausnahmegenehmigung werden in na-
hezu allen Fällen über das Verfahrensmanagement für Großraum- und Schwertransporte
(VEMAGS) gestellt. Dieses bundesweite angewandte System bildet das Erlaubnis- und
Genehmigungsverfahren für alle am Genehmigungsprozess Beteiligten flächendeckend
in einer digitalen Anwendung ab.

Die Anzahl der zugestellten Bescheidversionen beläuft sich in Nordrhein-Westfalen auf
96.882 im Jahr 2023 (2024 bis August: 67.740). Hierbei ist anzumerken, dass auf eine
Kurzzeit- und Einzelgenehmigung in einem Zeitraum von 3 Monaten mehrere Sonder-
transporte durchgeführt werden. Diese Bescheide können StVO-konform um weitere 3
Monate verlängert werden. Dauergenehmigungen (z.B. Autokräne, selbstfahrende Ar-
beitsmaschinen) können mit einer Gültigkeit von bis zu 3 Jahren erteilt werden. Aus die-
sem Grund ist es auch nicht möglich, nachzuvollziehen, welche und wieviele Fahrten zu
welchem Zeitpunkt erfolgt sind.

Eine Differenzierung von GST nach Gütern wird darüber hinaus grundsätzlich nicht sta-
tistisch erfasst.

Der Sicherstellung einer nachhaltigen Energieversorgung in Nordrhein-Westfalen misst
die Landesregierung dem Ausbau der Windenergie eine zentrale Bedeutung bei.
Mit dem Ziel einer Beschleunigung des Windenergieausbaus ist im Zukunftsvertrag zwi-
schen den regierungstragenden Fraktionen vereinbart, dass die Genehmigungen für
Schwer- und Sondertransporte für Windenergieanlagen über eine zentrale Anlaufstelle
beschleunigt werden. Dazu wurde die „Stabsstelle Windenergie“ bei Straßen.NRW ein-
gerichtet.
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Die Aufgabe der Stabsstelle Windenergie ist in erster Linie die Beratung und Unterstüt-
zung der Windenergieanlageninvestoren, -betreiber, -transporteure und -verbände bei
der Planung, Beantragung und Vorbereitung der erforderlichen Windenergieanlagen-
transporte. Daneben kann sie bereits in einem frühen Verfahrensstadium als Kommuni-
kationsdrehscheibe für Antragsteller, Behörden, Autobahn GmbH des Bundes und be-
troffene Kommunen dienen.

Mit der Implementierung der Stabstelle Windenergie in Mai 2024 hat zunächst die Leitung
der Stabsstelle die Arbeit aufgenommen. Von Mai bis August 2024 wurden im Rahmen
des oben angesprochenen Anhörverfahrens eine große Anzahl von erkennbaren Vorgän-
gen im Zusammenhang mit Windenergieanlagentransporten identifiziert. In mehr als
2.000 Stellungnahmen zu diesen Vorgängen ist die Stabsstelle Windenergie im Rahmen
der Einarbeitung eingebunden worden. Dies diente insbesondere der Analayse des ak-
tuellen Antragsaufkommens und möglicher Hauptrouten. Im August 2024 ist mit der öf-
fentlichen Bekanntmachung der Stabstelle Windenergie die Aufnahme der Arbeit mit Au-
ßenwirkung erfolgt. Eine sukzessive Erhöhung der Stellen auf drei Vollzeitäquivalente ist
vorgesehen.

Derzeit liegen der Stabstelle Windenergie diverse Anfragen von Vertretern aus Politik und
Wirtschaft vor, die gezielt den fachlichen Austausch zum Thema Windenergieanlagen-
transport suchen.

Die Stabsstelle Windenergie arbeitet zudem unter anderem mit dem Bundesministerium
für Digitales und Verkehr (BMDV) in einem „Pilotprojekt Windpark NRW“ an der Verle-
gung der Großraum- und Schwertransporten von der Straße auf die Wasserstraße. Sol-
che vernetzten Transporte auf Mikrokorridoren sollen einen Beitrag zur Beschleunigung
des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land leisten.

Im Zusammenhang mit den „regulären“ Großraum- und Schwertransporten befinden sich
die unmittelbar betroffenen Stellen bei Straßen.NRW bereits seit langer Zeit in einem
engem Austausch mit den betroffenen Stellen anderer Behörden beziehungsweise der
Privatwirtschaft.

In 2023 wurde von der Verkehrsministerkonferenz eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe zur Ver-
einfachung und Beschleunigung von Großraum- und Schwertransporten implementiert.
Unter Beteiligung der Länder Nordrhein-Westfalen, Bayern, Hessen und Rheinland-Pfalz
sowie des Bundes wurden umfangreiche Maßnahmenvorschläge erarbeitet, die hinsicht-
lich des Erlaubnis- und Genehmigungsverfahrens zu einer allgemeinen Verbesserung
der Situation führen sollen. Dies kommt explizit auch den Windenergieanlagentranspor-
ten zugute.

Inwieweit eine Ausweitung der Verantwortlichkeit der neuen Stabstelle Windenergie hin
zu anderen Schwerlastrtransporten geboten ist, wird von der Landesregierung nach der
Bewertung der ersten Phase geprüft.



4

Die Zusammenarbeit der Ministerien erfolgt in der Regel anlassbezogen direkt auf der
Fachebene, aber auch zum Beispiel in der von der Landesregierung eingesetzten „Task
Force Ausbaubeschleunigung Windenergie NRW“. Hier befasst sich die Unterarbeits-
gruppe 3 mit Verbesserungen der Rahmenbedingungen für den Transport von Windener-
gieanlagen.


